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Fragenkatalog
zur öffentlichen Anhörung

1. Allgemeine Fragen:
1.1
Welche Veränderungen bewerten Sie positiv (aus Sicht des Verbandes, der Schule, Stiftung etc.)?
1.2
Wie bewerten Sie das Anhörungsverfahren der Landesregierung zum Gesetzentwurf?

1.3
Welche von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen oder Ergänzungen sind nach der Anhörung im vorliegenden Gesetzentwurf berücksichtigt worden?

1.4
Welche nicht berücksichtigten Änderungen oder Ergänzungen halten Sie weiterhin für erforderlich? Bitte begründen Sie die Notwendigkeit.

1.5
Wie bewerten Sie die Stellungnahme der Expertenkommission „Zukunft der Erziehung und Bildung unter Berücksichtigung des lebenslangen Lernens in Mecklenburg-Vorpommern“ zum Entwurf des Schulgesetzes sowie den Bericht der Experten​kommission in Bezug auf die Umsetzung im Gesetzentwurf? Welche der Vorschläge bzw. Empfehlungen sollten unbedingt berücksichtigt werden?
1.6
Wie bewerten Sie die Grundtendenz des vorliegenden Gesetzentwurfs zur Entwicklung der selbstständigeren Schule? Wo sehen Sie Vorteile und wo liegen Ihre Bedenken?

1.7
Wie bewerten Sie die Einführung der schülerbezogenen Stundenzuweisung unter den Gesichtspunkten

a)
der Sicherung des Unterrichts nach den Stundentafeln,

b)
der Gewährleistung von Zusatzangeboten (z. B. zur individuellen Förderung) über die Stundentafeln hinaus, 
c)
der Größe von Schulen oder der jeweiligen Schulart und

d)
der Umsetzung der neuen Aufgaben nach dem Gesetzentwurf?

1.8
Wie bewerten Sie 

a)
die Umsetzung der Chancengleichheit für Schülerinnen und Schüler sowie der einzelnen Schularten generell und unter Berücksichtigung der entstehenden „Wettbewerbssituation“,

b)
die Umsetzung des Anspruchs zur Deregulierung,

c)
die Verordnungsermächtigungen unter dem Anspruch der höheren Selbstständigkeit und Eigenverantwortung der Schulen?

1.9
Wie bewerten Sie den Vorrang von gebundenen Ganztagsschulen gegenüber offenen Formen, bei Beachtung der auslaufenden Förderung für offene Formen gem. § 143?

1.10
Wie bewerten Sie die Möglichkeit der „freien Schulwahl“ ab der 5. Klasse insbesondere hinsichtlich

a)
der damit verbundenen Übertragung der Schülerbeförderungskosten auf die Eltern,

b)
der Sicherung von Schulstandorten in den ländlichen Räumen bei nicht prognostizierbaren Schülerströmen und ggf. einer Schulwahl über die Grenzen der Zuständigkeit der Planungsträger für die Schulentwicklungsplanung hinaus,
c)
der Planungssicherheit für Schulen zu Beginn des Schuljahres und

d)
der Gefahr einer möglichen Konzentration von Schülerinnen und Schülern aus sozial schwachen Elternhäusern an den örtlich zuständigen Schulen? 
1.11
Sehen Sie die Chancengleichheit zwischen Gymnasien und Gesamtschulen gewährleistet? 

1.12
Wie bewerten Sie die zukünftigen Arbeitsbelastungen der Lehrkräfte und Schul​leitungen unter Beachtung der Teilzeitbeschäftigung nach dem LPK? 
1.13
Welche „Anreizsysteme“ zur Motivation der Lehrkräfte für zusätzliche Aufgaben halten Sie für notwendig?

1.14
Halten Sie die Mitbestimmungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten für Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrkräfte bei Erhöhung der Kompetenzen von Schulleitungen für ausreichend? Welche Ergänzungen halten Sie für notwendig?

1.15
Welche Auswirkungen durch die Selbstständige Schule erwarten Sie bei einem notwendigen Schulwechsel für die Schülerinnen und Schüler und wie könnten Probleme minimiert werden? 

1.16
Welche Fort- und Weiterbildungen für die geplante Einführung der Selbstständige Schule wurden angeboten und welche Angebote halten Sie bis zum Schuljahresbeginn 2009/10 für zwingend notwendig, um die neuen Aufgaben zu erfüllen? 

1.17
Schulen in freier Trägerschaft sollen allgemein zugänglich sein. Welche Überlegungen könnten aus Ihrer Sicht getroffen werden, um die allgemeine Zugänglichkeit der gemeinnützigen Ersatzschulen besser zu gewährleisten?

1.18
Wie wird die konkrete Stundenzuweisung an die einzelnen staatlichen Schulen gemäß Schulgesetzentwurf berechnet? Inwieweit sehen Sie Abweichungen im Vergleich zur Berechnung der Finanzhilfe für die allgemein bildenden Ersatzschulen des Landes? Ist nach ihrer Auffassung die „schülerbezogene Stundenzuweisung“ geeignete und ausreichende Grundlage für eine auskömmliche Ersatzschulfinanzierung?

1.19
Welche Personalausgaben des Landes für den Bereich der allgemein bildenden staatlichen Schulen sollten nach Ihrer Ansicht bei der Zuschussberechnung für die Ersatzschulen berücksichtigt werden, um eine Gleichbehandlung der Schülerinnen und Schüler an staatlichen und freien Schulen sicherzustellen?

1.20
Inwieweit ist für die Voraussetzungen und die Höhe der Finanzhilfe Rechts- und Planungssicherheit erreicht, wenn der Gesetzentwurf der Landesregierung eine umfangreiche Verordnungsermächtigung einräumt, um die Höhe der Finanzhilfe, aber auch die Ermittlung und das Verfahren festzulegen? 

1.21
Wie beurteilen Sie die im Schulgesetzentwurf eröffnete Möglichkeit der Landes​regierung, das berufsschulische Ausbildungsangebot privater Einrichtungen im Verordnungswege dadurch zu steuern, dass die jeweiligen Schulformen und Ausbildungsgänge unterschiedlich bezuschusst werden? Welche Auswirkungen sehen Sie für Wirtschaft und Arbeitsmarkt des Landes?

1.22
Welche Möglichkeiten sehen Sie, allgemeinbildende und berufliche Ersatzschulen in die Schulentwicklungsplanung des Landes einzubinden?

1.23
Wie beurteilen Sie die Chancengleichheit zwischen den Kooperativen Gesamtschulen und den Regionalschulen in den Landkreisen, wenn mit der Kreisumlage die Konkurrenz im Regionalschulteil der KGS finanziert wird?

1.24
Wie beurteilen Sie die angestrebte Integration der bisherigen Sonderschüler in die allgemeinbildenden Schulen?

1.25
Sind die vorgesehen gesetzlichen Regelungen zum Lern- und Sozialverhalten in dieser Form sinnvoll, wenn man auf der anderen Seite eine "Selbstständige Schule" will?

1.26
Sind die Neuregelungen der Schulgesetznovelle mit dem Lehrerpersonalkonzept vereinbar? Welche Konfliktpunkte entstehen hier möglicherweise?

2. Fragen für die kommunalen Spitzenverbände und Schulträger: 
2.1
Wie bewerten Sie die neuen Aufgabenstellungen und Maßnahmen für die Schulträger unter den Bedingungen der Konnexität und der Finanzkraft der Schulträger?
2.2
Sehen Sie erhöhte finanzielle Aufwendungen durch den entstehenden Wettbewerb aufgrund der „freien Schulwahl“ ab der 5. Klasse und wenn ja, welche und in welcher Höhe?

2.3
Ist aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen die Chancengleichheit der Schulträger in einem Wettbewerb um die Schülerinnen und Schüler (und damit der Standorte) gegeben? 

2.4
Wie bewerten Sie die Berechnungen des Bildungsministeriums zu den Kosten der Schülerbeförderung?

2.5
Könnten Sie die Schülerbeförderung für die gymnasiale Oberstufe (Klassenstufen 11 bis 13) auch ohne eine Beteiligung der Eltern/volljährigen Schülerinnen oder Schüler gewährleisten? Falls nein: Wie interpretieren Sie den in § 113 Abs. 5 (neu) angeführten Begriff „anteilig an den Kosten zu beteiligen“ hinsichtlich der Höhe der Eigenanteile?
2.6
Wie bewerten Sie die Auswirkungen auf die bestehenden Schulstandorte, die Planungs​aufgaben zu Schulbeginn und die Organisation der Schülerbeförderung durch die „freie Schulwahl“ ab der 5. Klasse?

2.7
Wie stehen der Städte- und Gemeindetag und der Landkreistag zur Regelung des Schullastenausgleichs und der Schülerbeförderung über das FAG? Welche Vorstellungen haben Sie?

2.8
Sehen Sie eine erhöhte Arbeitsbelastung der Schulsekretärinnen durch die neuen Aufgaben, die möglicherweise mit einer Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zu bewältigen sind? 

2.9
Halten Sie bei den Schulsekretärinnen unter den neuen Bedingungen und Anforderun​gen ein neues Berufsbild oder Zusatzqualifikationen für notwendig und wer müsste diese Angebote vorhalten und finanzieren?

2.10
Wie bewerten Sie die Festlegungen der Planungsvorgaben gem. §§ 45, 45a und 46 insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung von wohnortnahen Schulan​geboten? 

2.11
Welche Möglichkeiten sehen Sie, durch die kommunalen Schulträger, das Ziel der "Selbstständigen Schule" zu unterstützen?

2.12
Muss es Änderungen in der Schulgesetznovelle geben, damit die Schnittstelle zwischen den kommunalen Schulträgern und der Verantwortung des Landes für die Lehrer verbessert wird?
3. Fragen zu Einzelproblemen: 

3.1
Wie bewerten Sie die Möglichkeiten gem. § 16 Abs. 2 Satz 5 nach der Klasse 7 in das „Produktive Lernen“ zu wechseln? Wird damit möglicherweise wieder ein eigenständiger Bildungsgang eingeführt wird oder entsteht?

3.2
Wie beurteilen Sie die Abschaffung der Möglichkeit des Erwerbs der „Berufsreife mit Leistungsfeststellung“ durch die Streichung des bisherigen § 16 Abs. 5?

3.3
Wie bewerten Sie die Änderungen bei den Bildungsgängen der Gesamtschulen gem. §§ 17 und 18

a)
der KGS insbesondere § 17 Abs. 2
b)
der IGS insbesondere § 18 Abs. 3 sowie

c)
die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit anderen Schulen, die eine gymnasiale Oberstufe führen, wenn diese an den Gesamtschulen nicht angeboten werden kann?

3.4
Wie bewerten Sie die Möglichkeiten zur Einrichtung von „Spezialgymnasien“ nach § 19 Abs. 3 (diagnostiziert Hochbegabte) und wie stehen Sie zu der dazu geregelten Verordnungsermächtigung. Welche Folgen erwarten Sie durch die für die Schulen und Klassenbildungen unter Beachtung der Erläuterung zu § 19 Abs. 3 des Gesetzentwurfs?

3.5
Wie bewerten Sie die Regelungen des § 19 Abs. 4 zum Verlassen des Gymnasiums nach der Klassenstufe 10?

3.6
Wie bewerten Sie den Wegfall der Möglichkeit zur Verlängerung der Unterrichtseinheiten an Sport- und Musikgymnasien gem. § 19 Abs. 2 Satz 2 (alt)

3.7
Wie bewerten Sie die Regelungen des Gesetzentwurfs für die Förderschulen und die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung? Welche Änderungsvorschläge haben Sie?

3.8
Halten Sie die veränderten Vorschriften für den Beginn der Schulpflicht gem. § 43 für pädagogisch und lernpsychologisch für sinnvoll?

3.9
Wie bewerten Sie den Vorschlag des VBE, den § 7 (Religionsunterricht) um folgenden Satz zu ergänzen: „Kann die Schule keinen Religionsunterricht anbieten, findet nach Möglichkeit der Unterricht im Fach Philosophieren mit Kindern oder Philosophie statt.“?
3.10
Wie bewerten Sie die neuen personalrechtlichen Befugnisse und Möglichkeiten des Schulleiters, insbesondere zur Abordnung und Versetzung von Lehrkräften?

3.11
Wie bewerten Sie die detaillierte Beschreibung der Pflichten der Erziehungs​berechtigten in § 49?
3.12
Wie beurteilen Sie die Regelungen des Gesetzentwurfs zur Schülerbeförderung? Wie ist dies vor dem Hintergrund der Regelung zur "örtlich zuständigen Schulen" zu beurteilen?

3.13
Wird mit der Regelung der "örtlich zuständigen Schule" die freie Schulwahl zwischen unterschiedlichen Gebietskörperschaften (kreisfreie Stadt, Landkreis) behindert?

